
Tagesordnungspunkt die Einschätzung der gerichtlichen 
Praxis in Strafverfahren wegen Rowdytums (Art. 206 
StGB der RSFSR) 715/ Die konsequente Bekämpfung 
des Rowdytums wurde als eine wichtige Aufgabe der 
Gerichte bezeichnet, da es sich um gefährliche Rechts­
verletzungen handelt, die die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung sowie das harmonische Zusammenleben der 
Bürger ernstlich beeinträchtigen. Das Plenum des Ober­
sten Gerichts der UdSSR gab den Gerichten in seiner 
Richtlinie Nr. 9 vom 19. Oktober 1972 u. a. folgende 
Hinweise:
a) Die Kollektive der Werktätigen müssen über rowdy­
hafte Handlungen einzelner Mitglieder des Kollektivs 
informiert werden. Dazu sollen sie eine Ausfertigung 
des Urteils erhalten.
b) Da Rowdytum meist im Zustand der Trunkenheit 
begangen wird, sind die Maßnahmen gegen Rowdytum 
und Alkoholismus als Einheit zu betrachten. So haben 
die Gerichte z. B. zu prüfen, ob die Begehung der 
Rowdyhandlung unter Alkoholeinfluß bei der Straf­
zumessung als straferschwerender Umstand i. S. des 
Art. 34 der Grundlagen für die Strafgesetzgebung der 
UdSSR und der Unionsrepubliken zu beurteilen ist. 
Ferner ist festzustellen, ob die Anordnung einer Heil­
behandlung des Täters nach Art. 62 StGB der RSFSR 
zweckmäßig ist.
c) Bei Minderjährigen ist sorgfältig zu prüfen, ob nicht 
lediglich jugendliche Ungezogenheit und Übermut vor­
liegen, bei denen Maßnahmen der gesellschaftlichen 
Einwirkung ausreichen.
d) Zur Begründung böswilligen Rowdytums in Gestalt 
besonderen Zynismus oder besonderer Dreistigkeit 
müssen im Urteil alle Umstände des Falles angegeben 
werden, die die Tat als besonders zynisch oder dreist 
charakterisieren. Das Merkmal „besondere Dreistigkeit“ 
kann z. B. vorliegen, wenn die Handlung eine offen­
sichtliche Mißachtung der öffentlichen Ordnung zum 
Ausdruck bringt und von Gewaltanwendung mit Kör­
perschädigung begleitet wird, wenn der Täter trotz 
Verwarnung über längere Zeit und hartnäckig Perso­
nen oder Sachen angreift oder wenn die Handlung auf 
eine zeitweilige Unterbrechung der normalen Tätigkeit 
einer Einrichtung, eines Betriebes oder öffentlicher 
Verkehrsmittel abzielt. Das Merkmal „besonderer Zy­
nismus“ kann gegeben sein, wenn die Handlung eine 
demonstrative Mißachtung der allgemein anerkannten 
Moralnormen darstellt, z. B. von Tätlichkeiten und 
Spott gegenüber kranken und alten Bürgern oder ge­
genüber Personen begleitet wird, die sich in einem 
hilflosen Zustand befinden.
In seiner Tagung im April 1974 kontrollierte das Ple­
num, wie die Richtlinie Nr. 9 in der gerichtlichen Praxis 
verwirklicht wird./16/ Besondere Aufmerksamkeit 
widmete es der differenzierten Strafzumessung bei 
Rowdytum. Vor allem bei Ersttätern und Jugendlichen 
ist zu prüfen, ob Strafen ohne Freiheitsentzug, insbe­
sondere eine bedingte Verurteilung mit obligatorischer 
Heranziehung des Verurteilten zur Arbeit, ausreichend 
sind.
Seit 1966 gibt es im sowjetischen Recht die Möglichkeit, 
gegenüber kriminell gefährdeten Personen Maßnahmen 
der administrativen Aufsicht zu treffen, die vor allem 
in Auflagen der Milizorgane bestehen. Das Plenum 
des Obersten Gerichts der UdSSR untersuchte in seiner 
Tagung im Juli 1974 die hierbei in der Praxis aufge­
tretenen Probleme, insbesondere die Anwendung der 
■Strafbestimmungen wegen Verletzung der administra­
tiven Aufsicht (Art. 198 StGB der RSFSR)./17/ In der
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Richtlinie Nr. 6 vom 5. Juli 1974 werden u. a. folgende 
Fragen geklärt:
a) Eine „beharrliche Weigerung“ des Täters, den Weg 
der Besserung zu beschreiten, kann Auflagen der Miliz 
begründen. Eine derartige beharrliche Weigerung liegt 
insbesondere dann vor, wenn der Täter systematisch 
gegen die Regeln der Vollstreckung einer ausgesproche­
nen Strafe verstoßen hat, und zwar trotz einer schrift­
lichen Androhung von Auflagen durch die Miliz.
b) Unter „Verletzung der Regeln der administrativen 
Aufsicht“ ist die Begehung von Handlungen zu verste­
hen, die das Ziel verfolgen, der Aufsicht zu entgehen. 
Eine „böswillige Verletzung“ ist gegeben, wenn der­
artige Handlungen von einem Täter begangen wurden, 
gegen den innerhalb eines Jahres zweimal Maßnahmen 
der administrativen Einwirkung festgelegt werden 
mußten.
In zwei Tagungen nahm das Plenum des Obersten Ge­
richts der UdSSR zur Anwendung bestimmter Straf- 
arten Stellung. Im April 1972 erörterte es die Verwirk­
lichung des Erlasses des Präsidiums des Obersten 
Sowjets der UdSSR vom 12. Juni 1970 „Über die be­
dingte Verurteilung zu Freiheitsentzug mit obligatori­
scher Heranziehung des Verurteilten zur Arbeit“. Es 
wurde eingeschätzt, daß sich diese neue Strafart in der 
Praxis gut bewährt hat./18/ In seiner Richtlinie Nr. 2 
vom 11. April 1972 hat das Plenum vor allem folgen­
den Hinweis gegeben: Da die bedingte Verurteilung 
mit obligatorischer Heranziehung zur Arbeit nur ge­
genüber volljährigen, arbeitsfähigen Tätern möglich ist, 
müssen die Gerichte diejenigen Umstände, die den 
Gesundheitszustand und die Arbeitsfähigkeit des Tä­
ters betreffen, und ebenso seine Einstellung zur Arbeit 
sowie sein Verhalten im Betrieb und im täglichen 
Leben exakt aufklären. Die frühere Richtlinie vom
23. Dezember 1970 erfuhr einige Ergänzungen und Än­
derungen, durch die vor allem die Voraussetzungen für 
die Anwendung der neuen Strafart erweitert und die 
Kriterien für einen Widerruf der bedingten Verurtei­
lung präzisiert wurden.
Mit Problemen bei der Anwendung der Besserungs­
arbeit ohne Freiheitsentzug setzte sich das Plenum in 
seiner Tagung im Juli 1972 auseinander./19/ Auch hier 
wurde darauf hingewiesen, daß diese Strafart nur dann 
in Frage kommt, wenn die dafür maßgeblichen Um­
stände aus der Persönlichkeitsentwicklung des Ange­
klagten (u. a. seine Familiensituation, seine Arbeits­
fähigkeit, sein Verhalten an der Arbeitsstelle und im 
Wohnort, die Ursachen für eine zeitweilige Unterbre­
chung der Arbeit) vollständig aufgeklärt wurden. 
Besserungsarbeit ohne Freiheitsentzug kann gegenüber 
Invaliden, Schwangeren und Jugendlichen unter 16 Jah­
ren nicht angewendet werden. Das Plenum sprach sich 
auch dagegen aus, diese Strafart gegenüber Tätern an­
zuwenden, die die Straftat im Zusammenhang mit 
ihrer beruflichen Tätigkeit oder Funktion begangen ha­
ben (z. B. bei Verkäufern, die Kunden betrogen, oder 
bei Mitarbeitern gesellschaftlicher Organisationen, die 
ihnen an vertraute Gelder unterschlugen). Die Gerichte 
wurden darauf hingewiesen, die Art der Besserungs­
arbeit in jedem einzelnen Fall unmißverständlich zu 
bestimmen, damit sie sich richtig in die erforderliche 
weitere Erziehung des Täters einordnet.

Anleitung auf den Gebieten des Arbeits-, Zivil- und 
Familienrechts
Nachdem am 1. Januar 1971 die vom Obersten Sowjet 
der UdSSR am 15. Juli 1970 beschlossenen Grundlagen 
der Arbeitsgesetzgebung der UdSSR und der Unions-
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